Fachamt: Planung Vorlage-Nr.: 2022-252

Datum: 09.11.2022

Beschlussvorlage Bauvorhaben

Bauantrag: Neubau eines terrassierten Doppelhauses mit 6 Wohneinheiten
Baugrundstuck: FIst.Nrn. 8277 und 8278 der Gemarkung Eberbach

Beratungsfolge:

Gremium am

Bau- und Umweltausschuss 28.11.2022 offentlich

Beschlussantrag:

1. Zu dem Antrag wird das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Baugesetzbuch (BauGB)
erteilt.

2. Die Antragsteller haben sich durch den Abschluss einer Vereinbarung mit der Stadt
Eberbach fir die Sicherstellung der Erschliefung (Ver- und Entsorgungsanschluss,
Stralenherstellung, Millabfuhr, Raum- und Streupflicht) bis zur endguiltigen Herstellung
der ErschlieBungsanlage zu verpflichten.

3. Zu dem Vorhaben ist hinsichtlich der Unterschreitung des vorgeschriebenen
Waldabstandes eine Haftungsverzichtserklarung abzugeben, welche als
Grunddienstbarkeit in das Grundbuch einzutragen ist.

4. Der Eigentimer der Baugrundstucke Flst.Nrn. 8277 und 8278 hat mit der Stadt Eberbach
eine Vereinbarung zur Ubernahme der Pflegekosten der angrenzenden Waldflachen
abzuschlie®en, welche zur dinglichen Sicherung als Grunddienstbarkeit im Grundbuch
des Baugrundstuckes einzutragen ist.

5. Esist der Nachweis vorzulegen, dass das Erdgeschoss bauordnungsrechtlich kein 3.
anrechenbares Vollgeschoss darstellt.

6. Eine Ausnahme von den Waldabstandsvorschriften nach § 56 Abs. 3i.V. m. §4 Abs. 3
Landesbauordnung (LBO) wird beflrwortet.

7. Die notwendige Anzahl der Kfz-Stellplatze sowie der Fahrrad-Stellplatze ist nach
Mafgabe der Baurechtsbehorde des Rhein-Neckar-Kreises nachzuweisen.

Klimarelevanz:

Obliegt dem Antragsteller.




Sachverhalt/Begriindung:

1. Ausgangslage
Das Vorhaben war bereits Gegenstand von Beratungen des Bau- und
Umweltausschusses in der Sitzung vom 06.05.2021. In dieser Sitzung wurde das
gemeindliche Einvernehmen zu dem Bauvorhaben, unter anderem aufgrund der
optischen Wirkung des Bauvorhabens, nicht erteilt.
Zwischenzeitlich wurden geanderte Planunterlagen vorgelegt, insbesondere die bisweilen
durchgangige Fassade wurde mittig unterbrochen, um das Einflgen in die umliegende
Bebauung sicherstellen zu kdnnen.

2. Planungsrechtliche Beurteilung
Das Vorhaben liegt im Bereich des einfachen Bebauungsplanes Nr. 49 ,ltterberg"-
Parallelweg und ist im Ubrigen nach § 34 BauGB, unbeplanter Innenbereich, zu
beurteilen.
Gemal der Beurteilung des Baurechtsamtes Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis ist der
Baufluchtenplan aus dem Jahr 1928 als funktionslos einzustufen, da die Einhaltung der
im Plan festgesetzten Baufluchten durch eine abweichende Stral3enfliihrung verhindert
wird.

3. Vorhaben
Beantragt ist die Errichtung eines terrassierten Doppelhauses mitinsgesamt 6
Wohneinheiten.
Im Untergeschoss ist die Errichtung von 6 Garagen sowie der Technik- und
Funktionsraume geplant. In den darUber liegenden Geschossen sollen je zwei
Wohneinheiten errichtet werden. Als Dachform die Ausfuhrung eines Flachdaches
vorgesehen.

4. Stadtebauliche Wertung
Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortslage ist ein Vorhaben nach § 34 Abs. 1
BauGB zulassig, wenn es sich nach Art und Mal} der baulichen Nutzung, der Bauweise
und der Grundstucksflache, die Uberbaut werden soll, in die Eigenart der néheren
Umgebung einfligt und die Erschliefung gesichert ist.

Das bebaute Umfeld entlang der Stralde ,Am Itterberg® ist im rechtswirksamen
Flachennutzungsplan der vWG Eberbach-Schoénbrunn als Wohnbauflache ausgewiesen.
Die Art der baulichen Nutzung entspricht einem allgemeinen Wohngebiet gemafn

§ 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO).

Entlang der Stral3e grenzen ausschlieRlich Wohngebaude sowie Wochenendhauser an.
Die beantragte Art der baulichen Nutzung als Wohnhaus entspricht somit der
vorhandenen Nutzung.

Das Mald der baulichen Nutzung orientiert sich am Umfang der norddstlich bestehenden
terrassierten Wohnbebauung. Diese weist eine Grundflachenzahl (GRZ) von bis zu ca.
0,29 auf. Die beantragte GRZ betragt hingegen nur ca. 0,20 und liegt nach § 17 BauNVO
noch deutlich unterhalb der zulassigen Obergrenze von 0,40.

Das Vorhaben soll mit zwei Vollgeschossen (Obergeschoss und Dachgeschoss)
ausgefuhrt werden.
Der Nachweis hierzu ist vorzulegen. Entsprechend wurde der Beschlussantrag formuliert.

Die umliegenden Wohnhauser des bebauten Umfelds weisen Uberwiegend zwei



Vollgeschosse auf.
Das Mal der baulichen Nutzung mit der beantragten GRZ sowie den beantragten
2 Vollgeschossen entspricht somit der umgebenden Bebauung.

Die Bauweise der naheren Umgebung mit einer Einzelhausbebauung wird durchgangig
in der offenen Bauweise gepragt.

In der offenen Bauweise werden die Gebaude mit seitichem Grenzabstand als
Einzelhduser, Doppelhduser oder Hausgruppen errichtet.

Das beantragte Doppelhaus entspricht in der Mal3stablichkeit den stadtebaulichen
Bestandsstrukturen und damit der Bauweise des Umfeldes.

Der geplante Baukoérper zeigt sich als eine vertragliche Erganzung des vorhandenen
Gebaudebestandes der Terrassenhausbebauung am Itterberg. Mit der Bebauung des
Grundstucks wird eine der letzten Baulicken entlang des vorliegenden Weges
geschlossen.

Negative Auswirkungen auf das Orts- und Stralenbild sind nicht erkennbar.

ErschlieBung

Die ErschlieBungsanlage der ausgebauten Stral3e ,Am literberg“ endet derzeit an der
sudwestlichen Grundsticksgrenze des Grundstlckes Flst.Nr. 8275 und fuhrt im
Anschluss als nicht ausgebauter Weg weiter, welcher sich im Eigentum der Stadt
Eberbach befindet.

Die Ver- und Entsorgungsleitungen befinden sich bereits in der Erschliefungsanlage ,Am
ltterberg®. Seitens der Stadtwerke sowie der Tiefbauabteilung bestehen keine Bedenken
hinsichtlich des Anschlusses des geplanten Wohnhauses.

Mit dem Abschluss eines ErschlieBungssicherungsvertrages gemaf § 11 BauGB
verpflichtet sich der Antragsteller, die erforderlichen Erschlieungsanlagen zur
Herstellung der Bebaubarkeit des Baugrundstiickes nach Ma3gabe des Vertrages selbst
herzustellen oder durch die Stadt Eberbach auf eigene Kosten herstellen zu lassen.

. Waldabstand gemaR § 4 Abs. 3 Landesbauordnung (LBO)

Das beantragte Bauvorhaben liegt innerhalb des gesetzlich einzuhaltenden
Waldabstandes von 30 m.

Die Stadtforsterei wurde hierzu um Stellungnahme gebeten.

Eine Unterschreitung des einzuhaltenden Waldabstandes wird aus Sicht der
Stadtforsterei kritisch gesehen. Die Verkehrssicherungspflicht muss durch den
Waldeigentumer wahrgenommen werden. Hierzu mussen die Waldrander regelmafig
Uberprift, Gefahrenquellen missen beseitigt und alle Malinahmen dokumentiert werden.
Hinzu kommen zusatzliche Kontrollen nach markanten Wetterereignissen sowie vor Ort
Termine mit den Waldrandanwohnern.

Darlber hinaus kann nicht ausgeschlossen werden, dass Steine vom Oberhang in das
Baugrundsttick einrollen, wie dies bereits in Vergleichsfallen geschah.

Oberhalb der norddstlich gelegenen Terrassenhausbebauung auf dem Grundstick
Fist.Nr. 8272 wurde daher eine Doppelleitplanke am Waldrand angebracht, um
Beschadigungen durch Steinschlag zu verhindern. Aufgrund einer davon abweichenden
Grenzlage und topographischen Lage der Baugrundstticke des Antragstellers, ist dies in
vorliegendem Fall jedoch nicht moglich.

Kostenersatz
Bei der Regelung durch die Abgabe einer ,Haftungsverzichtserklarung® verzichten die
Gebaudeeigentimer gegenlber der Stadt auf Ersatzanspriche im Schadensfall, die



durch forstwirtschaftliche MalRnahmen oder durch Wind-, Schnee oder Eisbruch
verursacht sind. Nichtsdestotrotz verbleiben beim Wald- bzw. Baumeigentumer die
Aufwendungen fur die Verkehrssicherungspflicht (regelmafiige Kontrollen,
Dokumentation, Gefahrenbeseitigung).

Mit der Umsetzung des geplanten Bauvorhabens innerhalb des Waldabstandes ergibt
sich, wie bereits erlautert, die Pflicht daflir Sorge zu tragen den angrenzenden Wald ggf.
mit einem erhdhten Pflegeaufwand entsprechend zu bewirtschaften. Sollte bei einer
regelmafigen Prufung des dort angrenzenden Waldes die Notwendigkeit bestehen,
Baume zu entnehmen, Rickschnitte zu tatigen oder weitere Mallnahmen vorzunehmen,
welche der Sicherheit des geplanten Mehrfamilienhauses dienen, hat der Eigentiimer der
Grundstucke Flst.Nrn. 8277 und 8278 der Gemarkung Eberbach fir sich und seine
Rechtsnachfolger die Kosten fir die Unterhaltung zu tibernehmen. Die Verwaltung
schlagt daher vor, eine entsprechende Kostenlibernahmevereinbarung abzuschliel3en,
welche zur dinglichen Sicherung als Grunddienstbarkeit im Grundbuch des
Baugrundstuckes einzutragen ist.

Peter Reichert
Blrgermeister

Anlage/n:

1-6



	Datum
	Ostatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	SMC_BM_VOTEXT5
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

